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Fakt: Verm�gen in den USA
In der Praxis kommt es immer h�ufiger vor, dass deut-
sche Mandanten auch im Ausland Verm�genswerte
besitzen, die im Rahmen einer schenkung- und erb-
schaftsteuerlichen Beratung zu ber�cksichtigen sind.

In den USA und speziell in Kalifornien stehen f�r viele
Deutsche z. B. Immobilien hoch im Kurs. Zum Teil, um
sich dort im Alter zur Ruhe zu setzen, zum Teil, um an
Grundst�cksspekulationen im Hinblick auf die seit vie-
len Jahren stetig steigenden Preise insbesondere in
der „Bay Area“ rund um San Francisco teilzuhaben.
Aktienbeteiligungen an US-Unternehmen sind eine
weitere sehr beliebte Verm�gensanlage – nicht zuletzt
wegen des derzeit schw�cheren US-Dollars. Werden
solche Verm�gensanlagen erworben, stellen sich au-
tomatisch internationale steuerrechtliche Fragen, die
von der kalifornischen Verm�gensteuer, �ber die Bun-
des- und kalifornische Ertragsteuer bis hin zur US-
Nachlass- und Schenkungsteuer reichen und g�ns-
tigstenfalls bereits vor Erwerb der Anlage gepr�ft wer-
den sollten.

Der vorliegende Beitrag konzentriert sich anhand ei-
nes Beispiels auf die grundlegenden schenkung- und
erbschaftsteuerlichen Fragen, die sich im Zusammen-
hang mit unentgeltlichen Verm�gens�bertragungen in
Kalifornien durch Deutsche stellen. Auf detaillierte
Steuerberechnungen wird dabei bewusst verzichtet.

Der Ausgangsfall
Rentner R und seine Ehefrau E, beide deutsche
Staatsangeh�rige, haben vor drei Jahren eine Im-
mobilie in Kalifornien erworben, wo sie sich seit-
dem ohne Visum f�r knapp drei Monate im Jahr
aufhalten. Den Rest des Jahres verbringen sie in ih-
rer Wohnung in Deutschland. Ihre beiden erwach-
senen Kinder, ebenfalls beide deutsche Staats-
angeh�rige, haben ihren Wohnsitz in Deutschland.
R und E beabsichtigen, die kalifornische Immobilie
ihren Kindern im Wege der vorweggenommenen
Erbfolge zu schenken.

Steuerbarkeit der Verm�gens-
�bertragung in Deutschland
Nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a ErbStG ist die Schen-
kung in Deutschland unbeschr�nkt steuerpflichtig, da
R und E eine Wohnung in Deutschland unterhalten, die
ihnen jederzeit als Bleibe zur Verf�gung steht und von
ihnen auch als solche bestimmt ist. Sie haben damit
einen deutschen Wohnsitz und sind – wie ihre Kinder
auch – Inl�nder.

Steuerbarkeit der Verm�gens-
�bertragung in den USA
Ist der Steuerpflichtige Staatsangeh�riger der USA (ci-
tizen) oder ist er in den USA ans�ssig (resident), er-
fasst die Schenkungsteuer (gift tax) die �bertragung
allen unbeweglichen und beweglichen Verm�gens
(real and personal property) – unabh�ngig von dessen
Belegenheitsort. Schenkungen von unbeweglichem
und beweglichem, nicht immateriellem, Verm�gen
durch Nicht-US-Staatsb�rger und Personen, die in
den USA nicht ans�ssig sind, sind gem�ß
§§ 2501(a)(1), 2511(a) Internal Revenue Code (IRC)
dann schenkungsteuerpflichtig, wenn das �bertragene
Verm�gen – so wie hier – in den USA belegen ist. Die
Frage, ob R und E US-Staatsb�rger oder in den USA
ans�ssig sind, kann daher zun�chst dahinstehen. Die
Verm�gens�bertragung ist unabh�ngig hiervon im Be-
legenheitsstaat USA steuerbar.

Neben der Bundesschenkungsteuer wird von Kalifor-
nien keine eigene Schenkungsteuer erhoben.

Hinweis

Die maximalen US-Schenkungsteuers�tze sinken
von 47 v. H. (2005) �ber 46 v. H. (2006) und 45 v. H.
(2007 bis 2009) auf 35 v. H. ab 2010. In den USA
steuerbare Schenkungen sollten daher, soweit
m�glich, aufgeschoben werden. Der seit 2002 gel-
tende Freibetrag auf die Gesamtheit aller Schen-
kungen zu Lebzeiten (lifetime gift tax exemption) in
H�he von 1 000 000 US$ kann nur von US-Staats-
b�rgern oder in den USA ans�ssigen Personen gel-
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tend gemacht werden. F�r jeden Schenker gilt je-
doch ein j�hrlicher Freibetrag pro Schenkungsemp-
f�nger in H�he von 11 000 US$.

Ab 2011 bedarf die Senkung der Steuers�tze aller-
dings eines erneuten T�tigwerdens des Gesetz-
gebers, da ansonsten aufgrund einer sog. Sunset-
Regelung die g�nstigeren S�tze wegfallen und wie-
der die ehemaligen Schenkungsteuers�tze aus dem
Jahr 2001 von maximal 55 v. H. Anwendung finden
werden. Ob der Gesetzgeber an den gesenkten
Steuers�tzen festhalten wird, ist v�llig ungewiss
und h�ngt maßgeblich von zuk�nftigen politischen
und wirtschaftlichen Entwicklungen in den USA ab
– insbesondere auch vom Ausgang der n�chsten
Pr�sidentschaftswahl im Jahr 2009.

DBA Deutschland-USA
Die drohende Doppelbesteuerung zu mildern, hilft das
DBA f�r den Bereich der Nachlass-, Erbschaft- und
Schenkungsteuern.

F�r die Bestimmung, welchem Land das unbe-
schr�nkte Besteuerungsrecht zukommt, ist zu kl�ren,
ob R und E neben ihrem DBA-Wohnsitz in Deutsch-
land (vgl. Art. 4 Abs. 1 Buchst. b DBA) einen solchen
auch in den USA haben. Voraussetzung hierf�r ist,
dass sie entweder Staatsangeh�rige der USA oder in
den USA ans�ssig sind (vgl. Art. 4 Abs. 1 Buchst. a
DBA).

US-Staatsangeh�rigkeit
Die US-Staatsb�rgerschaft kann nur durch Geburt
oder durch Einb�rgerung erworben werden. Eine Ein-
b�rgerung setzt unter anderem eine – nur unter stren-
gen Voraussetzungen erh�ltliche – dauernde Aufent-
haltsgenehmigung (permanent residency, sog. Green
Card) sowie einen Aufenthalt in den USA von mindes-
tens 5 Jahren voraus.

Aufgrund der eindeutigen Regelungen ist es regel-
m�ßig sehr einfach zu bestimmen, ob eine Person die
US-Staatsb�rgerschaft besitzt oder nicht. R und E
sind danach keine US-Staatsb�rger. Solange sie nicht
im Besitz einer Green Card sind, wird eine Einb�rge-
rung auch in Zukunft nicht in Betracht kommen.

Ans�ssigkeit in den USA

Um in den USA nach dortigem Rechtsverst�ndnis an-
s�ssig zu sein, bedarf es eines US-Wohnsitzes (domi-
cile). Einen solchen hat die Person an dem Ort, an
dem sie – wenn auch nur f�r kurze Zeit – in der Absicht
lebt, dort auf unbestimmte Zeit zu bleiben. In der Re-
gel liegt der Wohnsitz an dem Ort, an dem die Person
eine Wohnung unterh�lt, d. h. ihren Lebensmittelpunkt

hat. Die Absicht, am gew�hlten Ort zu verbleiben,
muss sich anhand objektiver Kriterien bestimmen las-
sen. Dazu z�hlen unter anderem:

� Dauer des Aufenthalts und H�ufigkeit sowie Grund
der Reise in die USA,

� Dauer und Grund der Abwesenheit von den USA,

� eigene Ausk�nfte der Person, vor allem gegen�ber
der Einreisebeh�rde,

� Gr�ße und Standard der Wohnung in den USA,

� Miet- oder Eigentumswohnung,

� Aufenthalt der �brigen Familienmitglieder,

� Ort der pers�nlichen Gegenst�nde (Kleidung etc.)
des Steuerpflichtigen,

� Teilhabe an kommunalen und sozialen Aktivit�ten,

� Mitgliedschaft in �rtlichen Vereinen,

� Telefonbucheintrag in den USA,

� Besitz eines US-F�hrerscheins,

� Zulassung eines Pkw in den USA,

� Bankkonto und Depot bei einer US-Bank,

� bereits vorhandenes R�ckflugticket.

Auch die Art des Visums, mit dem sich der Steuer-
pflichtige in den USA aufh�lt, ist zu ber�cksichtigen.
Die USA stellen sowohl Einwanderungs- als auch
Nicht-Einwanderungsvisa aus (immigrant and nonim-
migrant visas). F�r deutsche Staatsb�rger besteht au-
ßerdem unter bestimmten Voraussetzungen die M�g-
lichkeit, im Rahmen des sog. „Visa Waiver Program“
bis zu 90Tage ohne Visum in die USA zu reisen.

Obwohl Reisen in die USA nach dem Visa Waiver Pro-
gram oder aufgrund von Nicht-Einwanderungsvisa
zeitlich befristet sind, ist dem Steuerpflichtigen damit
nicht automatisch die Absicht abzusprechen, auf un-
bestimmte Zeit in den USA bleiben zu wollen. Die zeit-
liche Befristung ist lediglich eines von mehreren Indi-
zien, das im Rahmen der Beurteilung der Absicht he-
ranzuziehen ist. Die Ausstellung eines Einwanderungs-
visums bzw. einer Green Card ist demgegen�ber ein
starkes Indiz f�r die Absicht des Steuerzahlers, sich
auf unbestimmte Zeit in den USA aufhalten zu wollen.

Hinweis

Im Gegensatz zum US-Einkommensteuerrecht ge-
n�gt f�r Zwecke der US-Schenkung- und Nachlass-
steuer allein der Besitz einer Green Card nicht zur
Begr�ndung der Ans�ssigkeit in den USA.

Die allj�hrliche R�ckkehr in die USA sowie die zu ver-
mutende Teilhabe an kommunalen Veranstaltungen
spricht f�r die Absicht von R und E, sich in den USA
l�ngerfristig aufhalten zu wollen. Trotzdem ergibt eine
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Abw�gung aller Umst�nde, dass sich der Lebensmit-
telpunkt von R und E nicht in den USA, sondern wei-
terhin in Deutschland befindet. Daf�r spricht ins-
besondere, dass sich R und E nur drei Monate und da-
r�ber hinaus ohne Visum in den USA aufhalten. Sie
werden ferner im Besitz eines vom Visa Waiver Pro-
gram geforderten R�ckflugtickets sein. Die Wohnung
in den USA stellt damit nicht mehr als ein Feriendomi-
zil dar und gen�gt nicht den Anforderungen an einen
US-Wohnsitz.

Hinweis

Es liegt am Steuerpflichtigen und seiner pers�nli-
chen Gestaltung des USA-Aufenthalts, ob er f�r
Zwecke der Nachlass- und Schenkungsteuer einen
Wohnsitz in den USA begr�ndet und damit in den
Vereinigten Staaten unbeschr�nkt steuerpflichtig ist
und dort einen DBA-Wohnsitz hat. Bei der Planung
des Auslandsaufenthalts ist eine gr�ndliche Abw�-
gung der genannten Kriterien angeraten; die einzel-
nen Punkte sollten durch Nachweise belegt werden
k�nnen.

Ergebnis: Besteuerung in Deutschland
R und E sind weder US-Staatsb�rger noch in den USA
ans�ssig und haben damit keinen DBA-Wohnsitz in
den USA.

Allein Deutschland kommt somit gem�ß Art. 4 Abs. 1
Buchst. b DBA das umfassende Besteuerungsrecht
zu. Die in den USA gem�ß Art. 5 DBA gezahlte Steuer
auf die �bertragung der Immobilie wird im Wege der
zu beantragenden Anrechnung auf die deutsche Steu-
er nach Art. 11 Abs. 3 Buchst. a DBA ber�cksichtigt.

Hinweis

Art. 11 Abs. 6 DBA sieht allerdings eine Deckelung
der Anrechnung vor. Da die Steuers�tze in Deutsch-
land regelm�ßig niedriger sind als in den USA – ins-
besondere bei Schenkungen im Rahmen der Steu-
erklasse I – und in der Regel großz�gigere Frei-
betr�ge greifen, kann die in den USA anfallende
Steuer meist nicht vollst�ndig angerechnet werden,
so dass letztlich eine h�here Besteuerung nach US-
Regeln verbleibt. Eventuell sollte auf die Schenkung
zugunsten einer �bertragung von Todes wegen ver-
zichtet werden, die voraussichtlich – siehe dazu
weiter unten – ab 2010 steuerfrei erfolgen kann.

Fallvariante 1
R und E verbringen mit einem (verl�ngerten) Besu-
chervisum mindestens sechs Monate pro Jahr in ih-
rer Wohnung in Kalifornien. Ihre Wohnung in

Deutschland unterhalten sie weiterhin, um sich dort
den Rest des Jahres aufzuhalten.

Wie im Ausgangsfall ist die Schenkung in Deutschland
unbeschr�nkt steuerpflichtig. Wegen der Belegenheit
des Grundst�cks in den USA greift daneben die be-
schr�nkte Steuerpflicht in den USA ein.

F�r die Zuordnung des Besteuerungsrechts kommt es
nach Art. 4 Abs. 1 Buchst. a DBA zun�chst darauf an,
ob R und E neben ihrem deutschen DBA-Wohnsitz
auch in den USA ans�ssig sind und damit dort eben-
falls einen DBA-Wohnsitz haben.

Da nach US-Recht eine Person immer nur einen ein-
zigen Wohnsitz haben kann, bedarf es der Ermittlung
des Hauptwohnsitzes, wenn jemand – so wie R und E
– mehrere Wohnungen innehat und es sich bei keinem
der beiden um eine reine Ferienunterkunft handelt.
Der die Ans�ssigkeit begr�ndende Wohnsitz liegt
dann an dem Ort, zu dem der Steuerpflichtige die en-
geren Bindungen hat. Regelm�ßig ist das der Ort, an
dem sich der Steuerpflichtige und seine Familie zeit-
lich �berwiegend aufhalten. Weitere Kriterien zur Be-
stimmung des Hauptwohnsitzes sind unter anderem:

� Welche Gr�ße haben die Wohnungen?

� In welcher Wohnung befindet sich �berwiegend der
Hausrat?

� Zu welcher Wohnung f�hlt sich der Steuerpflichtige
pers�nlich eher hingezogen?

� Welche Wohnung bietet dem Steuerpflichtigen einen
Lebensstil (z. B. Wohnung in der Stadt oder auf dem
Land), der seinen Vorstellungen und Neigungen eher
entspricht?

� An welchem Ort bet�tigt sich der Steuerpflichtige
st�rker sozial und/oder politisch, d. h. wo w�hlt er?
Wo geht er zum Gottesdienst? Wo ist er Mitglied im
Verein?

Unter der Annahme, dass keiner der genannten Punk-
te eine andere Beurteilung verlangt, liegt der (Haupt-)
Wohnsitz in Kalifornien, wo sich R und E zeitlich �ber-
wiegend aufhalten. R und E sind mithin in den USA an-
s�ssig und haben dort ebenfalls einen DBA-Wohnsitz.

Hinweis

Grunds�tzlich hat eine Erkl�rung des Steuerpflichti-
gen, in der er sich zu einem von mehreren Orten als
seinem Hauptwohnsitz bekennt, im US-Recht keine
zwingende Bedeutung.

Sollte die Bestimmung des Hauptwohnsitzes aller-
dings ausnahmsweise nicht m�glich sein, weil bei-
de Wohnungen gleichberechtigt nebeneinander ste-
hen – weil sie z. B. beide jeweils f�r ein halbes Jahr
bewohnt werden und auch die sonstigen Umst�nde

34 Berater-Brief Verm�gen 5/2005

Schwerpunkt



keine eindeutige Aussage zulassen – bleibt der zeit-
lich zuerst begr�ndete Wohnsitz Hauptwohnsitz,
sofern nicht der Steuerpflichtige den sp�ter begr�n-
deten Wohnsitz als Hauptwohnsitz w�hlt. Sofern
sich R und E nur f�r sechs Monate in den USA auf-
halten – Besuchervisa gestatten regelm�ßig einen
Aufenthalt von zun�chst nur einem halben Jahr –
w�re es daher gut vertretbar, den Hauptwohnsitz
weiterhin in Deutschland anzunehmen. R und E w�-
ren dann nicht in den USA ans�ssig und h�tten ih-
ren DBA-Wohnsitz ausschließlich in Deutschland.

Tie-Breaker-Rule

Der doppelte DBA-Wohnsitz sowohl in Deutschland
als auch den USA hat zur Konsequenz, dass die Tie-
Breaker-Rule des Art. 4 Abs. 2 DBA eingreift. Sie
nimmt eine eindeutige Zuordnung des DBA-Wohnsit-
zes zu einem der beiden beteiligten Staaten vor. Im
Wege einer gestuften Pr�fungsreihenfolge fragt sie
nach

� dem Ort der st�ndigen Wohnst�tte,

� dem Mittelpunkt der Lebensinteressen,

� dem gew�hnlichen Aufenthalt,

� der Staatsangeh�rigkeit.

Danach gilt der DBA-Wohnsitz zun�chst als in dem
Staat gelegen, in dem die Person �ber eine st�ndige
Wohnst�tte verf�gt (Art. 4 Abs. 2 Buchst. a DBA). Dies
ist ein besonders qualifizierter Wohnsitz, der �ber das
Unterhalten einer inl�ndischen Wohnung hinausgeht
und eine regelm�ßige tats�chliche Nutzung verlangt.
Das bloße Innehaben einer Wohnung unter Umst�n-
den, die darauf schließen lassen, dass die Wohnung
beibehalten und benutzt werden soll, gen�gt nicht.
Der Begriff der st�ndigen Wohnst�tte ist also nicht de-
ckungsgleich mit dem des steuerlichen Wohnsitzes im
Sinne des deutschen Rechts.

8BFH, Urt. v. 23. 10. 1985 - I R 274/82, BStBl 1986 II S. 133;8v.
16. 12. 1998 - I R 40/97, BStBl 1999 II S. 207; 8FG Berlin, Urt. v.
18. 6. 2002 - 5 K 5386/00.

Da die deutsche Wohnung trotz der mehr als sechs-
monatigen Abwesenheit nicht nur selten und unregel-
m�ßig genutzt wird, haben R und E eine st�ndige
Wohnst�tte in beiden L�ndern. Eine eindeutige Zuord-
nung des DBA-Wohnsitzes ist damit nicht m�glich.

Auch das Kriterium des Mittelpunkts der Lebensinte-
ressen, das im n�chsten Schritt zu pr�fen ist (Art. 4
Abs. 2 Buchst. a DBA) und eine Gesamtw�rdigung al-
ler wirtschaftlichen (beruflichen) und famili�ren (per-
s�nlichen) Umst�nde verlangt, tr�gt zu einer eindeuti-
gen Zuordnung nichts bei, wenn man unterstellt, dass

R und E an beiden Orten verwurzelt sind und ihren Le-
bensmittelpunkt entsprechend auf beide Orte verteilt
haben.

Bevor schließlich die Staatsangeh�rigkeit �ber den
DBA-Wohnsitz entscheiden m�sste (Art. 4 Abs. 2
Buchst. c DBA), ist auf dritter Kollisionsstufe auf den
gew�hnlichen Aufenthalt abzustellen (Art. 4 Abs. 2
Buchst. b DBA). Der abkommensrechtliche Begriff des
gew�hnlichen Aufenthalts ist nicht gleichzusetzen mit
dem vertrauten Begriff in § 9 AO; dies gilt schon des-
wegen, weil eine nat�rliche Person immer nur einen
gew�hnlichen Aufenthalt im Sinne des § 9 AO, aber
durchaus mehrere abkommensrechtliche gew�hnliche
Aufenthalte haben kann. Der gew�hnliche Aufenthalt
wird danach bestimmt, wo sich der Steuerpflichtige
h�ufiger aufh�lt.

Hinweis

F�r die Berechnung der Aufenthaltsdauer sind alle
Aufenthalte an irgendeinem Ort im selben Vertrags-
staat zu ber�cksichtigen – also nicht nur solche am
Ort der st�ndigen Wohnst�tte. Doch sollten nur
„qualifizierte“ Aufenthalte mit in die Berechnung
einbezogen werden.

Da sich R und E �berwiegend in den USA aufhalten,
liegt ihr gew�hnlicher Aufenthalt und damit grunds�tz-
lich auch der DBA-Wohnsitz dort. Die spezielle Rege-
lung in Art. 4 Abs. 3 DBA verlegt den DBA-Wohnsitz al-
lerdings f�r die ersten zehn Jahre des Wegzugs zur�ck
nach Deutschland.

Hinweis

Die Wegzugsregelung in Art. 4 Abs. 3 DBA ist als
Spezialvorschrift grunds�tzlich vor Art. 4 Abs. 2
DBA zu pr�fen. Erst wenn sie nicht eingreift, ist auf
die Tie-Breaker-Rule zur�ckzugreifen, die hier aller-
dings wegen ihrer komplizierten unbestimmten
Rechtsbegriffe kurz vorgestellt werden sollte.

Art. 4 Abs. 3 DBA holt den wegziehenden Steuer-
pflichtigen immer ein, wenn er weiterhin in Deutsch-
land unbeschr�nkt steuerpflichtig ist. Um die An-
wendung von Art. 4 Abs. 3 DBA zu verhindern,
muss der Wegzugswillige also die unbeschr�nkte
Steuerpflicht ausschließen – f�r sich als auch f�r
den Erwerber.

Dabei ist auch die erweiterte unbeschr�nkte Steuer-
pflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b ErbStG im
Auge zu behalten, deren Umgehung aus tats�ch-
lichen Gr�nden meist �ußerst schwierig ist. Ein-
facher ist gelegentlich die Ausschaltung der Weg-
zugsregelung durch Annahme der ausl�ndischen
Staatsangeh�rigkeit.
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Ergebnis: Wiederum Besteuerung in
Deutschland
Aufgrund des deutschen DBA-Wohnsitzes kommt
Deutschland das umfassende Besteuerungsrecht zu
mit (begrenzter) Anrechnungsm�glichkeit gem�ß
Art. 11 Abs. 3 Buchst. a DBA f�r die in den USA auf die
�bertragung des Grundst�cks gezahlte Steuer.

Fallvariante 2
R und E hatten das Gl�ck, eine Green Card im Rah-
men der allj�hrlich von der US-Regierung veranstal-
teten „Green Card Lottery“ zu gewinnen. Sie halten
sich fast das gesamte Jahr �ber in Kalifornien auf
und haben ihre Wohnung in Deutschland aufgege-
ben. Nur gelegentlich kommen sie zu Besuchszwe-
cken nach Deutschland.

Steuerbarkeit der Verm�gens�ber-
tragung in Deutschland und den USA
R und E haben weder einen deutschen Wohnsitz noch
ihren gew�hnlichen Aufenthalt in Deutschland. An der
unbeschr�nkten Steuerpflicht in Deutschland �ndert
sich allerdings nichts, weil die Kinder als Beschenkte
weiterhin ihren Wohnsitz in Deutschland haben und
damit Inl�nder sind.

H�tten auch die Kinder ihren Wohnsitz und gew�hnli-
chen Aufenthalt in Deutschland aufgegeben, w�re an
die erweiterte unbeschr�nkte Steuerpflicht gem�ß § 2
Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b ErbStG zu denken. Sie w�re nur
dann ausgeschlossen, wenn sich sowohl die Kinder
als auch die Eltern schon l�nger als f�nf Jahre im Aus-
land aufhalten w�rden – von der Ausnahmeregelung in
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c ErbStG abgesehen.

Hinweis

Auch an die Aufgabe der deutschen Staatsb�rger-
schaft ist zu denken. Ohne sie kommt eine erweiter-
te unbeschr�nkte Steuerpflicht nicht in Betracht.
Die Aufgabe der Staatsb�rgerschaft allein aus steu-
erlichen Gr�nden will allerdings gut �berlegt sein.

Wegen der Belegenheit des Grundst�cks in den USA
ist die Schenkung dort ebenfalls steuerbar.

Einfluss des DBA
Obwohl es sowohl am Wohnsitz als auch am gew�hn-
lichen Aufenthalt im Sinne der AO mangelt, haben R
und E einen DBA-Wohnsitz in Deutschland, sofern sie
der erweiterten unbeschr�nkten Steuerpflicht gem�ß
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b ErbStG unterliegen. Sie ha-
ben nicht allein einen DBA-Wohnsitz in Deutschland,
weil ihre Kinder als Schenkungsempf�nger Inl�nder
gem�ß § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a ErbStG sind.

Daneben haben R und E gem�ß Art. 4 Abs. 1 DBA
auch einen DBA-Wohnsitz in den Vereinigten Staaten,
wo sie aufgrund ihres Wohnsitzes ans�ssig sind. Die
lediglich zu Urlaubszwecken genutzte Ferienwohnung
in Deutschland erf�llt nach US-Verst�ndnis die Anfor-
derungen an einen den Lebensmittelpunkt begr�nden-
den Wohnsitz nicht.

Ergebnis: Vorteile f�r den deutschen
Fiskus
Die wegen des doppelten DBA-Wohnsitzes einschl�-
gige Tie-Breaker-Rule weist aufgrund der allein in den
USA befindlichen st�ndigen Wohnst�tte das umfas-
sende Besteuerungsrecht den USA zu. Die Wegzugs-
regelung des Art. 4 Abs. 3 DBA verlegt den DBA-
Wohnsitz f�r die ersten zehn Jahre des Wegzugs aller-
dings wieder zur�ck nach Deutschland, dem damit
das Recht der umfassenden Besteuerung zukommt.
Das Ergebnis ist damit das gleiche wie bereits im Aus-
gangsfall sowie in Fallvariante 1.

Kann die Anwendung von Art. 4 Abs. 3 DBA verhindert
werden, beispielsweise nach Ablauf der 10-Jahres-
Frist oder bei Erwerb auch der US-Staatsb�rgerschaft,
oder unterliegen R und E schon nicht der erweiterten
unbeschr�nkten Steuerpflicht, bleibt es beim umfas-
senden Besteuerungsrecht der USA. Trotzdem ergreift
auch die deutsche Besteuerung den Verm�gensanfall
bei den inl�ndischen Kindern. Grund hierf�r ist die
�berdachende Besteuerung gem�ß Art. 11 Abs. 1
Buchst. b DBA. Die Doppelbesteuerung wird durch
eine (begrenzte) Anrechnung gemildert.

Fallvariante 3
R m�chte seinen Eigentumsanteil an der Immobilie
nicht seinen Kindern in Deutschland, sondern sei-
ner Frau schenken.

Steuerbarkeit der Verm�gens-
�bertragung in Deutschland
Sofern R und E ihren Wohnsitz in Deutschland beibe-
halten haben, ist die Verm�gens�bertragung in
Deutschland unbeschr�nkt steuerpflichtig. Andernfalls
k�me es auf den Inl�nderstatus der Kinder oder die er-
weiterte unbeschr�nkte Steuerpflicht an.

Steuerbarkeit der Verm�gens-
�bertragung in den USA
Die Schenkung des in den USA belegenen Grund-
st�cks an die Ehefrau unterliegt auch der US-ame-
rikanischen Schenkungsteuer.

Hinweis

§2523 IRC stellt Schenkungen an den Ehegatten
steuerfrei. Dies gilt allerdings nur, sofern der Schen-
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kungsempf�nger US-Staatsb�rger ist. Ist er es
nicht, greift lediglich ein der Inflation angepasster
j�hrlicher Freibetrag von derzeit 117 000 US$.

Beurteilung gem�ß DBA
Im Ausgangsfall liegt der DBA-Wohnsitz nur in
Deutschland, was die umfassende Besteuerung in
Deutschland mit (begrenzter) Anrechnungsm�glichkeit
zur Folge hat.

Im Rahmen der Besteuerung in den USA ist Art. 10
Abs. 4 DBA zu ber�cksichtigen, der einen 50%igen
Freibetrag f�r den Verm�gens�bergang auf den Ehe-
gatten gew�hrt. Das gilt allerdings nicht, sofern das
�bertragene Verm�gen von den Ehegatten als com-
munity property, eine Art Gesamthandsverm�gen, ge-
halten wird. Gleiches gilt f�r Fallvariante 1, da jeden-
falls die Wegzugsregelung des Art. 4 Abs. 3 DBA das
umfassende Besteuerungsrecht dem deutschen Fis-
kus zuerkennt.

In Fallvariante 2 ergibt sich neben dem DBA-Wohnsitz
in den USA ein solcher in Deutschland lediglich f�r
den Fall der erweiterten unbeschr�nkten Steuerpflicht.
�ber die Wegzugsregelung wird dann das umfassen-
de Besteuerungsrecht wiederum Deutschland zuge-
sprochen. Das Besteuerungsrecht liegt aber allein bei
den USA, wenn entweder die erweiterte unbeschr�nk-
te Steuerpflicht nicht eingreift oder die Wegzugsrege-
lung nicht einschl�gig ist. Eine �berdachende deut-
sche Besteuerung scheidet aus, da die Ehefrau ihren
DBA-Wohnsitz nicht in Deutschland hat.

Fallvariante 4
R und E haben nicht vor, das kalifornische Grund-
st�ck ihren Kindern schon zu Lebzeiten zu �bertra-
gen. Sie errichten stattdessen ein Berliner Testa-
ment und bestimmen ihre Kinder zu Schlusserben.

Steuerbarkeit in Deutschland
Der Erwerb von Todes wegen durch den �berlebenden
Ehegatten ist in Deutschland unbeschr�nkt steuer-
pflichtig, sofern R und E ihren Wohnsitz in Deutsch-
land beibehalten haben. Bei Aufgabe von Wohnsitz
und gew�hnlichem Aufenthalt in Deutschland k�me
eine Steuerbarkeit hingegen nur in Frage, wenn sich R
und E als deutsche Staatsb�rger noch nicht l�nger als
f�nf Jahre dauernd im Ausland aufhalten.

Die Steuerpflicht in Deutschland im Hinblick auf die
Geltendmachung des Pflichtteils durch die inl�ndi-
schen Kinder kann nur verhindert werden, wenn neben
dem erstverstorbenen Ehegatten auch die Kinder we-
der Wohnsitz noch gew�hnlichen Aufenthalt in
Deutschland haben und sich l�nger als f�nf Jahre im
Ausland aufhalten oder die deutsche Staatsb�rger-

schaft aufgegeben haben. F�r den Erwerb von Todes
wegen durch die Kinder vom letztversterbenden Ehe-
gatten gilt Entsprechendes.

Hinweis

Nur die Geltendmachung des Pflichtteils gilt als
steuerpflichtiger Erwerb von Todes wegen. Es kann
g�nstiger sein, auf die Geltendmachung und die
Steuerpflicht in Deutschland zu verzichten, wenn
beim zuk�nftigen Erbanfall als Schlusserbe die
5-Jahres-Frist voraussichtlich �berschritten sein
wird und daher eine Steuerpflicht in Deutschland
ausscheidet. Die Geltendmachung kann anderer-
seits vorteilhaft sein, um die ansonsten „verschenk-
ten“ Freibetr�ge der Kinder auszunutzen.

Steuerbarkeit in den USA
In den USA unterliegt nicht die Bereicherung des
durch die Verm�gens�bertragung Beg�nstigten der
Steuer, sondern der Nachlass des Erblassers. Der
Nachlass umfasst im Fall von Nicht-US-Staatsb�rgern
und nicht in den USA ans�ssigen Personen – anders
als bei US-Staatsangeh�rigen oder in den USA ans�s-
sigen Personen – lediglich Verm�gen, das in den USA
belegen ist. Unabh�ngig von Staatsb�rgerschaft und
Ans�ssigkeit f�llt die Immobilie damit sowohl in den
Nachlass des zuerst versterbenden wie auch sp�ter in
den des zuletzt versterbenden Ehegatten und unter-
liegt der US-Nachlasssteuer.

Hinweis

Der Teil des Nachlasses, der auf den �berlebenden
Ehegatten �bertragen wird, ist allerdings steuerfrei,
soweit der �berlebende Ehegatte US-Staatsb�rger
ist. Ist er es nicht, ist eine Steuerstundung (tax de-
ferral) durch Zwischenschalten eines qualified do-
mestic trust gem�ß § 2056A IRC m�glich.

Im Fall der Besteuerung des Nachlasses des zuerst
verstorbenen Ehegatten besteht im Hinblick auf den
Nachlass des �berlebenden Ehegatten die M�glich-
keit einer (teilweisen) Anrechnung derjenigen Steu-
er, die f�r den Nachlass des zuerst verstorbenen
Ehegatten bezahlt wurde. Voraussetzung: Der �ber-
lebende Ehegatte stirbt innerhalb von zehn Jahren
nach dem zuerst verstorbenen Ehegatten.

Dar�ber hinaus erhebt Kalifornien eine sog. „pick-up“
Erbschaftsteuer. Sie bewirkt effektiv keine erh�hte Be-
lastung des Steuerpflichtigen, da sie lediglich eine teil-
weise Zuteilung des sowieso zu erhebenden Steuer-
aufkommens vom Bund an den Staat Kalifornien be-
wirkt. Mit Abschaffung der Bundessteuergutschrift ab
2005 ist diese kalifornische Steuer bis auf weiteres un-
anwendbar.
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Hinweis

Bis 2009 steigt der Freibetrag, der f�r den Nachlass
sowie f�r alle vorherigen Schenkungen insgesamt
gew�hrt wird (applicable exclusion amount), von
1 500 000 US$ (2005) �ber 2 000 000 US$
(2006 bis 2008) auf 3 500 000 US$ (2009) erheblich
an. Nachl�ssen von Nicht-US-Staatsb�rgern, die
nicht in den USA ans�ssig sind, steht allerdings nur
ein Freibetrag in H�he von 60000 US$ zu. Die maxi-
malen Nachlasssteuers�tze sinken von 47 v. H.
(2005) �ber 46 v. H. (2006) auf 45 v.H. (2007 bis
2009). Ab 2010 soll die Nachlasssteuer ersatzlos
gestrichen werden – bei freilich gleichzeitig eintre-
tenden Verschlechterungen im Bereich des Ertrag-
steuerrechts.

Die Verlagerung von Verm�gens�bertragungen von
Todes wegen in die USA wird durch den Wegfall der
Nachlasssteuer reizvoll, nachdem wegen der hohen
US-Steuers�tze bislang meist die Vermeidung der
US-amerikanischen Nachlasssteuer Priorit�t hatte.
Sollte die Sunset-Regelung bei Inaktivit�t des Ge-
setzgebers eingreifen, ergibt sich allerdings die
Konsequenz, dass der Nachlass bei Tod des Erb-
lassers vor und nach 2010 zu versteuern ist und nur
bei Tod in 2010 keine Nachlasssteuer anf�llt.

Folgen des DBA
F�r beide Erbanf�lle sowie den eventuell geltend ge-
machten Pflichtteilsanspruch liegt im Ausgangsfall der
DBA-Wohnsitz allein in Deutschland mit der Folge der
umfassenden deutschen Besteuerung unter Anrech-
nung der US-Steuer.

Hinweis

Sollte ab 2011 die kalifornische pick-up tax wieder
aktuell werden, wird sie gem�ß Art. 11 Abs. 4 DBA
im Rahmen der Anrechnung mitber�cksichtigt.

Gleiches gilt im Ergebnis �ber Art. 4 Abs. 3 DBA f�r
Fallvariante 1. Ohne R�ckverlegung des DBA-Wohn-
sitzes �ber die Wegzugsregelung kommt den USA das
volle Besteuerungsrecht zu bei gleichzeitig �ber-
dachender deutscher Besteuerung im Fall der Gel-
tendmachung des Pflichtteils bzw. des zweiten Erb-
anfalls durch die inl�ndischen Kinder. Letzteres gilt
entsprechend in Fallvariante 2, sofern die erweiterte
unbeschr�nkte Steuerpflicht nicht greift, die einen
deutschen DBA-Wohnsitz begr�nden w�rde. Trotz der
st�ndigen Wohnst�tte in den USA wird dann regel-
m�ßig die Wegzugsvorschrift den DBA-Wohnsitz nach
Deutschland verlegen, mit der Folge der umfassenden
deutschen Besteuerung unter Anrechnung der US-
Steuer.

F�r die Besteuerung der Immobilie in den USA gilt:
Nach US-Recht wird im Fall von community property
lediglich die H�lfte des gemeinsamen Verm�gens in
den Nachlass des erstverstorbenen Ehegatten ein-
bezogen. In sonstigen F�llen gemeinsamen Ver-
m�gens gilt dies nur f�r �berlebende Ehegatten, die
US-Staatsangeh�rige sind. Art. 10 Abs. 4 DBA verhin-
dert diese Benachteiligung von Nicht-US-Staatsange-
h�rigen, indem er bei unentgeltlichen �bertragungen
auf den Ehegatten nur die H�lfte des in den USA an-
sonsten steuerpflichtigen Verm�gens in den Nachlass
einbezieht.

Vom so ermittelten Nachlasswert ist nach Art. 10
Abs. 6 DBA ein Ehegattenfreibetrag abzuziehen (mari-
tal deduction), der ohne diese DBA-Vorschrift nur von
�berlebenden Ehegatten in Anspruch genommen wer-
den k�nnte, die Staatsangeh�rige der USA sind. Der
Freibetrag wird in H�he des auf den Ehegatten �ber-
tragenen Verm�gens gew�hrt – f�r nicht US-Staats-
b�rger freilich in der H�he begrenzt auf den Nachlass-
steuerfreibetrag von derzeit 1 500 000 US$. Die Gel-
tendmachung des Freibetrags setzt voraus, dass auf
die oben erw�hnte Beg�nstigung durch Zwischen-
schalten eines qualified domestic trust verzichtet wird.

In den USA ans�ssigen Personen wird dar�ber hinaus
der gew�hnliche Nachlasssteuerfreibetrag gew�hrt,
der zu einer weiteren Freistellung von derzeit 1 500 000
US$ f�hrt. In Varianten 1 und 2 w�re damit insgesamt
ein Betrag von 3 000000 US$ freigestellt. Im Aus-
gangsfall kommt mangels US-Ans�ssigkeit neben
dem gem�ß Art. 10 Abs. 6 DBA vorgesehenen be-
grenzten Ehegattenfreibetrag lediglich ein Nachlass-
steuerfreibetrag gem�ß Art. 10 Abs. 5 DBA in Betracht.
Dessen H�he errechnet sich in Abh�ngigkeit vom
Nachlasssteuerfreibetrag, der US-Staatsangeh�rigen
und US-Ans�ssigen gew�hrt wird, nach dem Verh�lt-
nis des in den USA zu versteuernden Bruttonachlas-
ses (sofern einschl�gig, unter Ber�cksichtigung der
50-%-Regelung des Art. 10 Abs. 4 DBA) zum gesam-
ten Bruttonachlass (ebenfalls unter Ber�cksichtigung
der 50-%-Regelung). Liegt nur US-Verm�gen vor, er-
gibt sich daher eine maximale Freistellung von eben-
falls 3 000 000 US$. Mindestens in Ansatz zu bringen
ist jedoch stets ein Nachlasssteuerfreibetrag von
60 000 US$.

Der Nachlass des zuletzt versterbenden Ehegatten
genießt den 50%igen Bewertungsabschlag gem�ß
Art. 10 Abs. 4 DBA nicht. Mangels �bergang auf den
Ehegatten wird auch kein Ehegattenfreibetrag ge-
w�hrt. Der Nachlasssteuerfreibetrag bel�uft sich auf
entweder 1 500 000 US$, sofern der zuletzt verster-
bende Ehegatte US-Staatsangeh�riger oder in den
USA ans�ssig war, oder auf einen Teil hiervon. Das
US-Recht erlaubt außerdem eine Anrechnung der
Steuer, die bereits auf Verm�gen im Rahmen der Be-
steuerung des ersten Nachlasses erhoben wurde, so-

38 Berater-Brief Verm�gen 5/2005

Schwerpunkt



fern der zuletzt verstorbene Ehegatte innerhalb von
zehn Jahren seit Tod des erstverstorbenen Ehegatten
stirbt.

Fallvariante 5
R und E haben zus�tzlich zu ihrem Grundst�ck Ak-
tien einer US-Corporation erworben.

Steuerbarkeit in Deutschland
Die Steuerbarkeit in Deutschland ist unabh�ngig da-
von, ob es sich beim �bertragenen Gegenstand um
eine Immobilie oder um eine Beteiligung an einem Un-
ternehmen handelt. Die Ausf�hrungen zu den obigen
Fallvarianten gelten daher entsprechend.

Steuerbarkeit in den USA

Schenkungsteuer
US-Staatsb�rger und in den USA ans�ssige Personen
sind im Hinblick auf �bertragungen von Verm�gen
gleich welcher Art steuerpflichtig.

Wenn der Schenker weder US-Staatsb�rger noch in
den USA ans�ssig ist, ist die �bertragung von imma-
teriellen Verm�gensgegenst�nden (intangible proper-
ty) jedoch steuerfrei. Zu den beg�nstigten immateriel-
len Verm�gensgegenst�nden z�hlen neben Bankein-
lagen, Schuldverschreibungen und anderen Wert-
papieren unter anderem auch Aktien.

Hinweis

Die Steuerfreiheit gilt ausschließlich f�r die Schen-
kungsteuer. Bargeld stellt kein beg�nstigtes imma-
terielles Verm�gen dar. Geldschenkungen sollten
daher durch Banken außerhalb der USA abge-
wickelt werden. Ob die �bertragung von Beteiligun-
gen an Personengesellschaften beg�nstigt ist, ist
unklar und bis heute streitig.

Die Steuerfreiheit der Schenkung von Aktienpake-
ten kann ausgenutzt werden, indem ansonsten
steuerpflichtiges Verm�gen in eine US-Kapitalge-
sellschaft eingebracht wird, deren Aktien dann an-
stelle des Verm�gensgegenstands selbst ver-
schenkt werden.

Da im Ausgangsfall R und E weder einen US-Wohnsitz
haben noch US-Staatsangeh�rige sind, greift f�r sie
das Steuerprivileg. Anders in Fallvarianten 1 und 2, in
denen R und E in den USA ans�ssig sind. F�r die
Schenkung der Aktien an die Ehefrau gilt Entspre-
chendes, allerdings ist im Fall der Steuerpflicht an den
j�hrlichen Freibetrag von 117 000 US$ f�r Schenkun-
gen an Ehegatten zu denken.

Nachlasssteuer
Sofern immaterielle Verm�gensgegenst�nde in den
USA belegen sind, fallen sie in den Nachlass und un-
terliegen der Besteuerung.

Hinweis

Die Nachlassbesteuerung (auch der US-Immobilie)
kann umgangen werden, indem eine deutsche, vom
Steuerpflichtigen beherrschte Holding zwischen-
geschaltet wird. Die Anteile an der Holding sind
dann nicht als in den USA belegenes Verm�gen zu
behandeln und fallen nicht in den Nachlass, wenn
der Erblasser weder US-Staatsb�rger noch eine in
den USA ans�ssige Person ist. Aber Vorsicht: Der
Gr�ndung der Holding sollten unternehmerische
Gr�nde zur Seite stehen. Ferner sind ung�nstige er-
tragsteuerrechtliche Auswirkungen zu beachten,
vgl. § 897 IRC.

Zur St�rkung des Finanzplatzes USA gelten gewis-
se Bankeinlagen als nicht in den USA belegen und
fallen damit nicht in den zu versteuernden Nach-
lass, vgl. § 2105 IRC. F�r alle anderen immateriellen
Verm�gensgegenst�nde empfiehlt es sich f�r Nicht-
US-Staatsb�rger und nicht in den USA ans�ssigen
Personen, steuerfreie Schenkungen zu Lebzeiten
vorzunehmen.

Regelungen des DBA
Im Unterschied zur unentgeltlichen �bertragung der
Immobilie, welche nach Art. 5 Abs. 1 DBA im Belegen-
heitsstaat besteuert werden konnte, findet die Betei-
ligung an einer Kapitalgesellschaft keine spezielle Re-
gelung im DBA. Gem�ß Art. 9 DBA hat daher die Be-
steuerung allein im Wohnsitzstaat zu erfolgen.

Soweit also der DBA-Wohnsitz in Deutschland liegt,
kommt allein Deutschland das umfassende Besteue-
rungsrecht zu. Eine Besteuerung in den USA scheidet
dann aus.

Fazit

Der Beitrag konnte nur einen sehr kleinen Aus-
schnitt des deutsch-amerikanischen/kalifornischen
Schenkung- und Erbschaftsteuerrechts anhand von
Beispielen beleuchten. Jeder Einzelfall liegt anders
und bedarf zur Frage des anwendbaren Rechts ei-
ner gr�ndlichen Untersuchung. Es drohen aufgrund
der unterschiedlichen Besteuerungssysteme in
Deutschland und den USA zahlreiche Fallstricke, so
dass zumindest f�r die Frage der Besteuerung in
den USA dringend anzuraten ist, einen Experten zu
Rate zu ziehen, der im Spezialgebiet des Estate
Planning for Nonresident Aliens zu Hause ist.
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